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Widerspruch gegen Honorarbescheid für das Quartal II/2024
Sehr geehrte Damen und Herren, 

gegen den Honorarbescheid für das Quartal II/2024, mir zugestellt am ...., erhebe ich hiermit

Widerspruch.

Begründung: 

Der Honorarbescheid für das Quartal II/2024 ist rechtswidrig und verletzt meine subjektiven Rechte. Insbesondere ergibt sich die Rechtswidrigkeit des Bescheids aus den folgenden Gründen: 

A. Die nicht antrags- und genehmigungspflichtigen psychotherapeutischen Leistungen sind mit einem quotierten Punktwert (8,2385 Cent) und damit nicht mit dem vollen Preis der Euro-Gebührenordnung vergütet worden. Die Quotierung ist rechtswidrig.
Die Quotierung der Vergütung beruht im Wesentlichen auf der Regelung des § 7 Abs. 4 Nr. 7 i.V.m. § 20 HVM. Zusammengefasst ist dort geregelt, dass für die Arztgruppen Nr. 61, 62 und 64 ein eigenes Vergütungsvolumen für die Vergütung der nicht antrags- und genehmigungspflichtigen psychotherapeutischen Leistungen gebildet wird. Innerhalb dieser jeweiligen Töpfe werden die angeforderten Leistungen dann nicht mit dem vollen Preis vergütet, wenn die Menge der angeforderten Leistungen die Größe des Honorartopfes übersteigt. Im Quartal II/2024 wurden mehr dieser Leistungen angefordert als Vergütung dafür in diesem Honorartopf zur Verfügung stand. Deshalb erfolgte eine Vergütung dieser Leistungen für die Arztgruppen Nr. 61, 62 und 64 mit dem quotierten Punktwert von 8,2385 Cent.

Die Regelung § 7 Abs. 4 Nr. 7 i.V.m. § 20 HVM ist rechtswidrig, weil das Vergütungsvolumen für die Vergütung der nicht antrags- und genehmigungspflichtigen psychotherapeutischen Leistungen unter Missachtung des Gebotes der Honorarverteilungsgerechtigkeit (Art. 12 Abs. 1 und 3 Abs. 1 GG) gebildet wird.

Für die Vergütung der nicht antrags- und genehmigungspflichtigen psychotherapeutischen Leistungen wurde das besondere Verteilungsvolumen gemäß § 7 Abs. 4 Nr. 7 HVM rechtswidrig gebildet, weil, die Größe dieser besonderen Verteilungsvolumina (BVV) des § 7 Abs. 4 Nr. 7 HVM unter Verstoß gegen das Gebot der Honorarverteilungsgerechtigkeit ermittelt wurden. 

Ausgangsgröße für die Bemessung dieses BVV ist gemäß § 6 Abs. 1 HVM das fachärztliche Honorarvolumen. Dieses ergibt sich vereinfacht dargestellt zunächst dadurch, dass die Gesamtvergütung gemäß § 3 HVM unter Anwendung der KBV-Vorgaben zur Honorarverteilung in verschiedene Vergütungsvolumina, davon unter anderem das fachärztliche Vergütungsvolumen gemäß § 3 Abs. 1 Nr. 4 HVM, aufgeteilt wird. Von dem gebildeten fachärztlichen Honorarvolumen werden Vorwegabzüge vorgenommen und so das fachärztliche RLV-Verteilungsvolumen gebildet. Einer dieser Vorwegabzüge ist gemäß § 6 Abs. 1 Nr. 7 HVM ein Abzug in Höhe von 1 % des fachärztlichen Honorarvolumens für abgestaffelt zu vergütende Leistungen - also die RLV/QZV überschreitenden Leistungen. Erst nach diesen Abzügen werden die BVV des § 7 Abs. 4 Nr. 7 HVM für die psychotherapeutischen Leistungen gebildet. 

Der Verstoß gegen die Honorarverteilungsgerechtigkeit liegt darin, dass ausschließlich psychotherapeutisch tätige Ärzte, Psychologische Psychotherapeuten und Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten, welche aus den BVV des § 7 Abs. 4 Nr. 7 HVM vergütet werden, zwar eine Verminderung dieses BVV wegen der vorherigen Verminderung der Bezugsgröße durch den Abzug von 1 % für die Finanzierung der abgestaffelten Leistungen hinnehmen müssen, die durch diesen 1%igen Abzug finanzierte Vergütung für das RLV/QZV überschreitende Leistungen jedoch selbst niemals erlangen können. 
Denn es gibt keine Leistungen der ausschließlich psychotherapeutisch tätigen Ärzte, Psychologischen Psychotherapeuten und Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten, die mit abgestaffelten Preisen aus dem Vorwegabzug gemäß § 6 Abs. 1 Nr. 7 HVM vergütet würden. Somit werden die ausschließlich psychotherapeutisch tätigen Ärzte, Psychologischen Psychotherapeuten und Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten unter Verstoß gegen das Gebot der Honorarverteilungsgerechtigkeit durch die Regelung des HVM verpflichtet, auf einen an sich (auch) für die psychotherapeutischen Leistungen zur Verfügung stehenden Vergütungsanteil zu verzichten, um Leistungen aller übrigen Leistungserbringer zu finanzieren. 

B. Die Vergütung der antrags- und genehmigungspflichtigen psychotherapeutischen Leistungen ist rechtswidrig zu gering.

Mit Beschluss des Bewertungsausschusses vom 23.04.2019 wurde eine Erhöhung der antrags- und genehmigungspflichtigen Leistungen u.a. des Quartals II/2024 festgelegt. 

Der Beschluss vom 23.04.2019 entspricht nicht den Vorgaben des BSG in den Urteilen vom 11.10.2017 (B 6 KA 35/17 R; B 6 KA 36/17 R und B 6 KA 37/17 R). Insbesondere weise ich darauf hin, dass die Praxiskosten im Rahmen der Modellrechnung nicht angemessen berücksichtigt sind. Obwohl von einer vollausgelasteten Psychotherapie-Praxis ausgegangen wird, werden Kosten aus dem „oberen Einnahmedrittel“ zugrunde gelegt. 
Auch die Anpassungen der bisherigen Grundsystematik zur Ermittlung der angemessenen Bewertung psychotherapeutischer Leistungen ist aus meiner Sicht unzulässig. Durch die Einbeziehung weiterer Leistungen ist eine geringere Vergütung der genehmigungspflichtigen Leistungen bedingt. Es handelt sich um eine Abweichung von den Vorgaben des BSG.
C. Die Vergütung der zeitgebundenen nicht antrags- und genehmigungspflichtigen psychotherapeutischen Leistungen der psychotherapeutischen Sprechstunde (GOP 35151 EBM) und der Akutbehandlung (GOP 35152 EBM) ist rechtswidrig zu gering.

Im Ergebnis sind auch die zeitgebundenen psychotherapeutischen Leistungen der psychotherapeutischen Sprechstunde (GOP 35151 EBM) und der Akutbehandlung (GOP 35152 EBM) rechtswidrig zu gering bewertet, weil ihre Bewertung derjenigen der antrags- und genehmigungspflichtigen Leistungen folgt. 

D. Vorsorglich weise ich darauf hin, dass der Widerspruch nicht auf die vorstehend formulierten Gründe beschränkt ist, sondern die angegriffene Entscheidung vollumfänglich zur erneuten Überprüfung durch die Widerspruchsstelle gestellt wird.
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